
Prüfung zum Betriebsleiter für Eisenbahnen 
Mündliche Prüfungsfragen 
Prüfungsfach: Recht und Betriebswirtschaft 
 
Der Fächerkatalog für die mündliche Prüfung im Fach Recht und Betriebswirtschaft 
findet sich in § 12 Abs. 8 EBPV.  
 
Dabei kommt den Bereichen Allgemeines Verwaltungsrecht und Eisenbahnrecht 
besondere Bedeutung im Prüfungsgespräch zu. 
 
In der mündlichen Prüfung beziehen sich die Prüfungsfragen häufig auf folgende 
Schwerpunkte: 
 
 
Aus dem Allgemeinen Verwaltungsrecht 
 
Rechtsnorm und Normenhierarchie 
Verwaltungsrecht in Abgrenzung zum Zivilrecht 
Verwaltungsakt und Allgemeinverfügung: Tatbestandsmerkmale und Rechtsfolgen 
 Befristung, Bedingung und Auflage eines Verwaltungsaktes 
Rechtswidrigkeit und Nichtigkeit des Verwaltungsakts 
Widerrufsvorbehalt und Auflagenvorbehalt 
Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit eines Verwaltungsaktes 
Grundzüge des Planfeststellungsverfahrens 
Widerspruchsverfahren, Klageverfahrenl  

 
l  
Aus dem Eisenbahnrecht 
 
Anwendungsbereich und Begriffe des AEG (§§ 1,2,3 AEG) 
Abgrenzung der Zuständigkeiten des Eisenbahn-Bundesamtes und der 
Betreiberverantwortung nach § 4 Abs. 6 AEG 
Landesbehörden (Grundsätze) 
Inhalt der Eisenbahnaufsichtl  
Genehmigungsbedürftigkeit nach § 6 AEG 
Inhalt von Sicherheitsbescheinigung, -genehmigung und 
Instandhaltungsstellenbescheinigung 
Anwendungsfälle der Genehmigung nach § 7f AEG 
Betriebspflicht, Stilllegung und Entwidmung von Eisenbahninfrastruktur Baurecht und 
Bauaufsicht, l Begriff der Eisenbahn-Betriebsanlage 
Aufgaben und Befugnisse des Eisenbahn-Betriebsleiters 
 
Aus dem Immissions- und Umweltschutzrecht 
 
Pflichten des Eisenunternehmens nach BImSchG 
Naturschutzrechtliche Fragen und Eisenbahnbetrieb 



Genehmigungsbedürftigkeit umweltrelevanter Maßnahmen 
 
 
Aus den Vorschriften über den Eisenbahn-Betriebslei ter 
 
Aufgaben, Stellung und Befugnisse des Eisenbahn-Betriebsleiters 
Mitwirkungsbefugnisse des Eisenbahn-Betriebsleiters 
 
Aus dem Recht der Unfalluntersuchung 
 
Beteiligte an der Unfalluntersuchung, Rechte und Pflichten der Beteiligten 
Ziel und Inhalt der Untersuchungen 
 
 
Aus dem Arbeits- und Arbeitsschutzrecht 
 
Pflichten des Arbeitnehmers, Direktionsrecht des Arbeitgebers, 
Sanktionsmöglichkeiten 
Arbeitsschutzvorschriften 
Aufgaben der Eisenbahnunfallkasse 
 Aufgaben und Zuständigkeiten der Gewerbeaufsichtsämter und des Eisenbahn-
Bundesamtes im Arbeitsschutzrecht 
 
Aus dem Schadenersatzrecht  
 
Abgrenzung der gesetzlichen Schadenersatzansprüche gegen solche aus Vertrag 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Haftung aus § 823 BGB 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Haftung aus § 1 HPflG 
 
Aus dem Strafrecht- und Ordnungswidrigkeitenrecht 
 
Fahrlässigkeit und Vorsatz  
Bahnspezifische Straftatbestände, insbesondere §§ 315, 315a StGB 
Straftatbestand des Baugefährdung § 319 StGB Fahrlässige Tötung (§ 222 StGB) 
und Fahrlässige Körperverletzung (§ 229 StGB) 
Bahnspezifisches Ordnungswidrigkeitenrecht (Tatbestände in der EBO, Fälle aus 
dem Transportrecht, Verstöße gegen das Bundesnichtraucher-Schutzgesetz) 
 
Aus dem Bahnpolizeirecht 
 
Polizeirecht in Abgrenzung zum Recht der Strafverfolgung und zum Recht der 
Ordnungswidrigkeiten 
 Aufgaben und Zuständigkeiten der Bundespolizei gem. § 3 BPolG 
Polizeiliche Generalklausel in § 14 BPolG 
Befugnisse der Bundespolizei 
 



 
Aus dem Fach Betriebswirtschaft 
 
Jahresabschluss, einschließlich Gewinn und Verlustrechnung, Bilanz 
Lagebericht 
Aufgabe des betrieblichen Rechnungswesens 
 
 
Im Fach Recht als dem regelmäßig zeitlich letzten Teil der mündlichen Prüfung 
besteht eine besonders günstige Gelegenheit, Fragen, Themen oder Thesen aus 
den vorangegangenen Prüfungsabschnitten aufzunehmen und sie - nach der 
fachlichen Klärung - einer rechtlichen Bearbeitung zu unterziehen. 
Neben reinen Wissensfragen spielt die Anwendung rechtlicher Grundkenntnisse auf 
konkrete Fälle eine wichtige Rolle. Reines Faktenwissen ist nicht gefragt. 


